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Liebe Kolleg*innen, 
 
das Sozialgericht Speyer hat in einem fulminanten und akribisch begründeten 
Beschluss vom 17. August 2017 (S 16 AS 908/17 ER) für einen spanischen 
18jährigen Staatsangehörigen die Bewilligung vorläufiger Leistungen nach dem SGB 
II angeordnet. Das Sozialgericht ist der Überzeugung,  
 

 dass die Leistungsausschlüsse für bestimmte Ausländer*innen nach § 7 Abs. 
1 Satz 2 Nr. 2 SGB II verfassungswidrig sind, da sie das 
verfassungsrechtlich gebotene menschenwürdige Existenzminimum nicht 
gewährleisten, 

 die „Überbrückungsleistungen“ nach § 23 Abs. 3 und 3a SGB XII trotz der 
darin enthaltenen „Härtefallregelungen“ ebenfalls verfassungswidrig sind, 

 die Leistungsausschlüsse nach § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II 
europarechtswidrig sind und 

 das Ermessen nach § 41a Abs. 7 Satz 1 SGB II hinsichtlich einer vorläufigen 
Bewilligung dann auf null reduziert sei, wenn ansonsten eine Verletzung des 
Grundrechts auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums 
durch die Verweigerung existenzsichernder Leistungen drohe. 

 
Dieser Beschluss ist meiner Kenntnis nach die bislang umfassendste und 
konsequenteste Entscheidung der Sozialgerichte zum Leistungsausschluss 
bestimmter Unionsbürger*innen und daher von großer Bedeutung. Das Gericht hat in 
der Entscheidung an vielen Stellen deutlich Klartext gesprochen und die bisherige 
restriktive Entscheidungspraxis anderer Sozialgerichte und auch den Gesetzgeber 
selbst massiv kritisiert: 
 
So heißt es zu den so genannten „Überbrückungsleistungen: 
 
„Mit der Regelung des § 23 Abs. 3 Satz 6 Halbsatz 2 SGB XII überlässt der 
Gesetzgeber die Entscheidung über das „ob“ der Leistungserbringung für den 
Ausschlusstatbeständen des § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II und des § 23 Abs. 3 Satz 
1 SGB XII betroffenen Personenkreis im Wesentlichen der Verwaltung und den 
Gerichten. Denn diese Regelung enthält nichts weiter als einer Kombination 
besonders unbestimmter Rechtsbegriffe, deren erkennbarer Zweck darin 
besteht, im Regelfall gerade keine existenzsichernden Leistungen zu 
gewähren, auch wenn Hilfebedürftigkeit besteht. Die zentralen Rechtsbegriffe 
lauten „Einzelfall“, „auf Grund besonderer Umstände“ und „zur Überwindung einer 

http://www.landesrecht.rlp.de/jportal/portal/t/b1g/page/bsrlpprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=3&numberofresults=2074&fromdoctodoc=yes&doc.id=JURE170036257&doc.part=L&doc.price=0.0&doc.hl=1#focuspoint


besonderen Härte“, wiederum begrenzt durch eine nicht näher bestimmte „zeitlich 
befristete(n) Bedarfslage“. Zusätzlich wird die Pflicht zur Leistungserbringung auf 
unbestimmte Weise durch die Voraussetzung des „geboten“-Seins beschränkt. Die 
Regelungstechnik, leistungsbeschränkende Rechtsbegriffe ohne qualitativ 
bedeutsame Merkmale miteinander zu kombinieren, versetzt die Verwaltung dazu in 
die Lage, in nahezu jedem Einzelfall gesetzeskonform eine ablehnende 
Entscheidung zu treffen. Sie zielt zugleich erkennbar darauf ab, 
verfassungsrechtliche Bedenken mit Verweis auf die in jedem Einzelfall theoretisch 
denkbare positive Entscheidung abzuwehren (…). 
In der bisher zu beobachtenden Sozialgerichtspraxis wird die Möglichkeit einer 
„verfassungskonformen Auslegung“ des § 23 Abs. 3 Satz 6 Halbsatz 2 SGB XII 
dementsprechend weithin dazu verwendet, die Verfassungskonformität der 
Leistungsausschlusstatbestände des § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II zu postulieren – 
um im zu entscheidenden Einzelfall im einstweiligen Rechtsschutzverfahren dennoch 
einen Anordnungsanspruch abzulehnen (…). 
Die durch den Leistungsausschluss des § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II unterbliebene 
Grundrechtsverwirklichung und die somit verfassungsrechtlich defizitäre Gestaltung 
einfachen Rechts, kann nicht verfassungsrechtlich gerechtfertigt werden. Das 
Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums darf 
nicht eingeschränkt werden, denn es gewährleistet gerade das Mindestmaß dessen, 
was jeder Mensch beanspruchen kann. Das Grundrecht ist dem Grunde nach 
unverfügbar (…). Der gesetzliche Leistungsanspruch muss so ausgestaltet sein, 
dass er stets den gesamten existenznotwendigen Bedarf jedes individuellen 
Grundrechtsträgers deckt (…). Die Unverfügbarkeit resultiert aus der Fundierung des 
Grundrechts in der Menschenwürdegarantie (...). Der Mensch kann seinen 
Achtungsanspruch nach Art. 1 Abs. 1 GG nicht verwirken, auch nicht durch 
selbst zu verantwortende Handlungen oder Unterlassungen, sodass jeder 
mögliche sachliche Anknüpfungspunkt für eine gesetzliche Einschränkung 
hieraus resultierender Ansprüche entfällt 
Die These, dass sich die Gewährleistungsverpflichtung bei Unionsbürgern 
darin erschöpfen könne, sie bei den Bemühungen der Selbsthilfe durch 
eingeschränkte Leistungen (z. B. Überbrückungsleistungen, Übernahme der 
Kosten der Rückreise) zu unterstützen (…), ist haltlos, weil das Grundrecht auf 
Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums auch bei 
Personen erhalten bleibt und realisiert werden muss, die rein tatsächlich nicht 
ausreisen (…). Darüber hinaus wird in der Sozialgerichtsbarkeit nach wie vor 
nahezu flächendeckend übersehen, dass der Ausschlusstatbestand des § 7 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2a) SGB II nicht nur Unionsbürger betrifft (vgl. zum Ganzen SG Mainz, 
Vorlagebeschluss vom 18.04.2016 – S 3 AS 149/16 –), so dass sämtlichen 
Versuchen, den Leistungsausschluss in irgendeiner Form unionsrechtlich oder unter 
Hinweis auf europäische Menschenrechtsstandards zu rechtfertigen, die Grundlage 
entzogen ist (…).“ 
 
Hier noch die Leitsätze aus der Entscheidung: 

Leitsatz 

Die Ausschlusstatbestände des § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II verstoßen 
gegen das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen 
Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art 20 Abs. 1 GG 
(Anschluss an SG Mainz, Vorlagebeschluss vom 18.04.2016 - S 3 AS 149/16 -



). 
 
Der von den Ausschlusstatbeständen des § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II 
betroffene Personenkreis hat keinen den verfassungsrechtlichen 
Anforderungen genügenden Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts nach dem 3. Kapitel des SGB XII. Die eingefügten Sonder- 
und Härtefallregelungen des § 23 Abs. 3 SGB XII und § 23 Abs. 3a SGB XII in 
der ab dem 29.12.2016 geltenden Fassung können den Verfassungsverstoß 
nicht kompensieren, da sie dem verfassungsrechtlichen Gebot, die für die 
Verwirklichung des Grundrechts auf Gewährleistung eines menschenwürdigen 
Existenzminimums wesentlichen Regelungen hinreichend bestimmt selbst zu 
treffen (SG Mainz, Vorlagebeschluss vom 12.12.2014 - S 3 AS 130/14 -, Rn. 
252 ff.) nicht genügen. 
 
An der Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes sind Fachgerichte für den Fall, 
dass sie die angegriffene Regelung für verfassungswidrig erachten, nicht 
dadurch gehindert, dass sie über die Frage der Verfassungswidrigkeit nicht 
selbst entscheiden könnten, sondern insoweit die Entscheidung des BVerfG 
nach Art. 100 Abs. 1 GG einholen müssten (vgl. BVerfG, Beschluss vom 
24.06.1992 - 1 BvR 1028/91 -, Rn. 29). 
Die Voraussetzungen für eine vorläufige Entscheidung nach § 41a Abs. 7 Satz 
1 Nr. 1 SGB II sind erfüllt, wenn die für die Leistungsbewilligung 
entscheidungserhebliche Vorschrift insofern einen Gegenstand eines 
Verfahrens vor dem BVerfG bildet, dass sie im Falle der Nichtigkeitserklärung 
der im engeren Sinne verfahrensgegenständlichen Vorschrift mit hoher 
Wahrscheinlichkeit nach § 78 Satz 2 BVerfGG gleichfalls für nichtig erklärt 
wird. Der unter dem Aktenzeichen 1 BvL 4/16 anhängige Vorlagebeschlusses 
des SG Mainz vom 18.04.2016 (S 3 AS 149/16) ermöglicht die vorläufige 
Entscheidung nach § 41a Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 SGB II deshalb auch in Fällen 
des § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II in der seit dem 29.12.2016 geltenden 
Fassung. 
 
Das dem Leistungsträger grundsätzlich eingeräumte Ermessen, ob nach § 
41a Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 SGB II vorläufig Leistungen zu erbringen sind, ist im 
Fall einer drohenden Verletzung des Grundrechts auf Gewährleistung eines 
menschenwürdigen Existenzminimums durch den Ausschluss von 
unterhaltssichernden Leistungen auf Null reduziert (entgegen LSG 
Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 19.05.2017 - L 11 AS 247/17 B ER -, 
Rn. 24). 
 
Der Ausschlusstatbestand des § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II verstößt auch 
gegen das Gleichbehandlungsgebot des Art. 4 VO (EG) 883/2004. Der 
Gleichheitsverstoß kann nicht durch die Möglichkeiten gerechtfertigt werden, 
den Zugang zu nationalen Systemen der Sozialhilfe für Unionsbürger zu 
beschränken (vgl. Art. 24 Abs. 2 RL 2004/38/EG) (Anschluss an SG Mainz, 
Beschluss vom 12.11.2015 - S 12 AS 946/15 ER -, Rn. 41 ff.; SG Mainz, 
Vorlagebeschluss vom 18.04.2016 - S 3 AS 149/16 -, Rn. 381 ff.; entgegen 
EuGH, Urteil vom 15.09.2015 - C-67/14 - Rn. 63). 
 
Die Ausschlussregelungen des § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 a) und b) SGB II sind 



nicht bereits deshalb als mit Art. 4 VO (EG) 883/2004 vereinbar anzusehen, 
weil der EuGH dies im Urteil vom 15.09.2015 (C-67/14) ausgesprochen hat. 

Liebe Grüße 
Claudius 
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